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kennenlernen. Abgerundet wur-
den unsere Besuchstage mit 
sehr guter gastronomischer Ver-
sorgung. Für alle Teilnehmer 
sind diese Tage unvergesslich 
und wir bedanken uns hiermit für 
diesen interessanten Aufenthalt. 
 

Manfred Monetti 
Ortsvereinsmitglied                

tägigen Aufenthaltes fanden 
mehrere interessante Gesprä-
che in unterschiedlichen Regie-
rungsämtern und -gebäuden 
statt, außerdem nahmen wir an 
einer Plenarsitzung im Deut-
schen Bundestag teil. Am zwei-
ten Tag konnten wir innerhalb 
einer Stadtrundfahrt die Haupt-
stadt als Regierungssitz näher 

Auf Einladung von Harald Pet-
zold (Bundestagsabgeordneter, 
Die Linke) konnten vier Mitglie-
der unseres Ortsvereins an ei-
nem Berlinbesuch teilnehmen. 
Damit wurde unsere ehrenamtli-
che Tätigkeit in der Oranienbur-
ger Einrichtung, stellvertretend 
für alle Ehrenamtlichen, gewür-
digt. Während unseres 2-
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 Tafel-Logistikzentrum in Finsterwalde eröffnet 

ten Idee eine breite Bewe-
gung geworden ist.“ Mit ih-
rer Arbeit würden Men-
schen unterstützt, die sich 
vieles nicht leisten kön-
nen… „Die Tafeln mit ihren 
Helfern lenken unseren 
Blick darauf, dass es in un-
serer Gesellschaft Armut 
gibt, aber auch viele Wege 
zur Hilfe und zur Solidari-
tät“, sagte der Landrat. Im 
Landkreis Elbe-Elster ist 
der Arbeitslosenservice 
vom Arbeitslosenverband 
Deutschland, Landesver-
band Brandenburg e.V., 
Träger der Tafeln in Herz-
berg und Bad Lieben-
werda. In Finsterwalde 
kümmert sich die evangeli-
sche Kirche um das glei-
che Anliegen. Im Monat 
werden von den Tafeln im 
Landkreis rund 4.500 Men-
schen regelmäßig mit Le-
bensmitteln versorgt. Um 
die Entgegennahme und 
Ausgabe kümmern sich 
rund 90 Ehrenamtliche. Ih-
re Arbeit sowie die der 
weiteren acht teilnehmen-
den Regionaltafeln in Bel-
zig, Cottbus, Forst, Kö-
nigs-Wusterhausen, Jüter-
bog, Luckenwalde, Sprem-
berg und Welzow werden 

durch das neue Lo-
gistik-Zentrum nach-
haltig unterstützt. 
Beschaffungswege 
werden künftig kür-
zer und das Perso-
nal bei den einzel-
nen Regionaltafeln 
kann effektiver ein-
gesetzt werden. Fi-
nanzielle Hilfe für 
Kühltechnik brachte 

auch Ministerin Golze mit 
nach Finsterwalde: Sie 
übergab den symbolischen 
Scheck über 18.900 Euro 
aus Lotto-Mitteln an den 
Betreiber vom Arbeitslo-
senverband Deutschland, 
Landesverband Branden-
burg e.V. Bereits seit meh-
reren Jahren arbeitet der 
Discounter Lidl mit dem 
Bundesverband Deutsche 
Tafel e.V. zusammen. Dar-
aus entstand das Projekt 
der Pfandspende. Bei der 
Rückgabe von Leergut 
können Kunden mittels 
Knopfdruck entscheiden, 
ob sie einen Teilbetrag o-
der den gesamten Pfand-
betrag an den Bundesver-
band Deutsche Tafel e. V. 
spenden möchten. Aus 
diesen Spendenmitteln der 
Lidlkunden flossen 60.000 
Euro für Kühlanlagen in 
den Tafellogistikstandort 
Finsterwalde. 
 

Artikel niederlausitz-aktuell .de 

Im Norden der Stadt Fins-
terwalde ist am 17. Febru-
ar ein deutschlandweites 
Pilotprojekt an den Start 
gegangen. Im Beisein u. a. 
von Brandenburgs Ministe-
rin für Arbeit, Soziales, Ge-
sundheit, Frauen und Fa-
milie, Diana Golze, und 
Landrat Christian Heinrich-
Jaschinski nahm das neue 
Südbrandenburger Tafel-
Logistik-Zentrum Finster-
walde seinen Betrieb auf. 
Es sorgt dafür, dass ge-
spendete überschüssige 
Lebensmittel aus dem 
ganzen Land nicht vernich-
tet werden, sondern an 
Bedürftige weitergegeben 
werden. Möglich wurde 
das vor allem durch das 
großzügige Förderengage-
ment der Sparkassenstif-
tung „Zukunft Elbe-Elster-
Land“… Der Arbeitslosen-
verband Deutschland, Lan-
desverband Brandenburg 
e.V., übernimmt den Be-
trieb des Logistik-Zen-
trums. „Der Tafelgedanke 
hat nicht nur mich über-
zeugt, sondern auch viele 
ehrenamtliche Helferinnen 
und Helfer. Mit ihrem Ein-
satz tragen sie täglich da-
zu bei, dass aus einer gu-
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Armut und Reichtum  
Es ist nicht gelungen, den Ab-
stand armer und von Armut 
bedrohter Haushalte zur Wohl-
standsnormalität in der Mitte 
der Gesellschaft zu reduzie-
ren. Damit die Armutsrisiko-
quote sinkt, müssen die Ein-
kommen armer Haushalte 
stärker steigen als das Medi-
an-Einkommen. Ein solches 
Aufholen findet offenkundig 
nicht statt. 

Der Statuswechsel von Er-
werbslosigkeit in Beschäfti-
gung ist offenbar vielfach nicht 
mit einem Auf- und Ausstieg 
aus der Armut heraus verbun-
den. Sinkende Arbeitslosen-
zahlen und steigende Be-
schäftigung bei stagnierenden 
Armutsrisikoquoten bedeuten, 
dass die neuen Erwerbsein-
kommen vielfach zu niedrig 
sind, um vor Armut zu schüt-
zen. Zu beobachten ist viel-
fach kein Ausstieg aus der Ar-
mut, sondern ein Übergang 
nur von „Armut bei Erwerbslo-
sigkeit“ in „Armut trotz Er-
werbsarbeit“. „… 

Nationale Armutskonferenz: 

„Die Nationale Armutskonfe-
renz bedauert, dass Befunde 
zum Zusammenhang sozialer 
Ungleichheit und politischer 
Entscheidungen in der vorlie-
genden Entwurfsfassung nicht 
detaillierter dargestellt werden. 
Sie sieht in den politischen 
Entscheidungen zulasten ein-
kommensschwacher Bür-
ger*innen und den fehlende 
politischen Einflussmöglichkei-
ten von Armutsbetroffenen ei-
ne Schieflage, die thematisiert 
und verändert werden sollte, 
nicht zuletzt auch, weil sich 
diese Entwicklungen schädlich 
auf unsere Demokratie auswir-
ken.“ 

 

Inga-Karina Ackermann 
Landesvorsitzende 

mehr als fragwürdig und stellt 
die viel gepriesene 
„…systematische Beteiligung 
der Zivilgesellschaft, von Kir-
chen, Wohlfahrtsorganisatio-
nen, Sozialpartnern und ande-
ren Nichtregierungsorganisati-
onen am Erstellungsprozess 
des Armuts- und Reichtums-
berichtes“ in Frage. 

Inga-Karina Ackermann 

Zitate aus Stellungnahmen 
zum 5. Armuts- und Reich-
tumsbericht: 

Deutschen Paritätischen 
Wohlfahrtsverbandes – Ge-
samtverband e.V.: 

„Abgesehen von einer Aufzäh-
lung von sozialpolitischen 
Maßnahmen der Bundesre-
gierung enthält der Bericht na-
hezu keine konzeptionellen 
Hinweise zur Bekämpfung 
von Armut, etwa zum Um-
gang mit steigenden Ener-
giekosten, steigenden Miet-
kosten und der Vermeidung 
und Bekämpfung von Über-
schuldung.“ … 

„Skandalös ist, dass der Ent-
wurf des 5. Armuts- und 
Reichtumsberichts das erheb-
liche Ausmaß an „verdeckter 
Armut“ und die Nichtinan-
spruchnahme von Sozial-
leistungen an keiner Stelle 
thematisiert, obwohl deren 
Ausmaß ein wesentlicher Indi-
kator für die Wirkung sozial-
staatlicher Maßnahmen, für 
den Erfolg von Prävention und 
erfolgreiche Armutsbekämp-
fung ist. Es zeugt von armuts-
politischer Ignoranz, das Aus-
maß der Nichtinanspruchnah-
me, das nach seriösen Analy-
sen bei etwa 40 Prozent liegt, 
gänzlich unerwähnt zu las-
sen.“… 

Deutscher Gewerkschafts-
bund: 

„Weder der Zuwachs an mate-
riellen Möglichkeiten noch der 
Rückgang der Erwerbslosig-
keit konnten genutzt werden, 
um Armut zurückzudrängen. 
Zwei Feststellungen sind aus 
Sicht des DGB in diesem Kon-
text zentral:  

Im Jahr 2001 wurde der erste 
Armuts- und Reichtumsbericht 
der Bundesregierung vorge-
legt, in 2017 soll nun die fünf-
te Berichterstattung folgen. 
655 Seiten liegen seit Dezem-
ber 2016 als Entwurf vor. Wie 
seine vier Vorgänger wird 
auch der 5. Armuts- und 
Reichtumsbericht seinem Na-
men nicht gerecht. Im Auftrag 
des Deutschen Bundestages 
soll das Bundesministerium 
für Arbeit und Soziales gesi-
cherte Daten über Armut und 
Reichtum in Deutschland lie-
fern und u. a. dabei auch die 
Lebenslagen und die Vertei-
lung von Einkommen in der 
Bundesrepublik realistisch 
darstellen. Man muss schon 
Ausdauer beim Lesen mitbrin-
gen um fasst am Ende des 
Berichtes endlich auf detail-
lierte Daten zur Armut zu sto-
ßen. Der Bericht macht deut-
lich, dass die Situationsanaly-
se des 4. Armuts- und Reich-
tumsbericht nicht als Grundla-
ge für Entscheidungen zur 
Vermeidung von Armut ge-
nutzt wurde. Die Armutsprob-
lematik ist sehr einseitig in ih-
rer Vielfalt thematisiert wor-
den, die Beteiligung der Men-
schen, die von Armut betrof-
fen sind, ist nicht erfolgt. Die 
bundesweite Armutsquote von 
2010 = 14,5% auf 15,7% ge-
stiegen. Auch der Versuch die 
Thematik rund um den Reich-
tum in Deutschland aufzugrei-
fen, bleibt im Ergebnis weit 
hinter dem selbstgestellten 
Ziel - Mehr über Reichtum re-
den! - zurück. Der Bericht ent-
hält nur Stichprobenbefragun-
gen und Zahlen einer nicht 
aussagefähigen Grundlage. 
Übrigens gehört Deutschland 
mit USA, Japan und China zu 
den vier Ländern mit meisten 
Millionären. Die Zahl der Milli-
onäre im Jahr 2015 um 5,1% 
auf 1.980.700 gestiegen  

Mitte Dezember wurde der 
Berichtsentwurf den Wohl-
fahrtsverbänden, Gewerk-
schaften, und anderen Ver-
bände zur Verfügung gestellt, 
mit der Möglichkeit bis zum 
04.01.2017 Stellung zu neh-
men. Das allein ist schon 
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Der Landesvorstand bedankt sich an dieser Stelle bei allen Jubilaren für ihre Treue zum Verband, für die 
vielen ehrenamtlich erbrachten Leistungen und geopferten Stunden von persönlicher Freizeit. Nochmals 
herzlichen Dank.          Der Landesvorstand 

Besuch der Staatssekretärin in Oranienburg 

Richter Ellen Herzberg 

Quasnitschka Wolfgang Bad-
Liebenwerda 

Bittner Heidrun Potsdam 

Kuschela Heinz Herzberg 

Rössner Klemens Herzberg 

Hackradt Steve Cottbus 

15 Jahre   

Schreiber Renate  Großräschen 

Noack Ilona Großräschen 

Böhme  Diana Herzberg 

10 Jahre   

Kube Karin Spremberg 

Heinze Marion Herzberg 

Endemann Sigrid Herzberg 

Kühnert Annerose Bernau 

Globig  Marion Herzberg 

Breternitz Eva-Maria Herzberg 

Diecke Anke Herzberg 

Terkowski Helena Herzberg 

20 Jahre   

Brüning Karin Herzberg 

25 Jahre   

Ackermann Inga-Karina Potsdam 

Gesprochen wurde auch über 
die Sozialbetriebe, welches als 
Förderinstrument jedoch für un-
sere Einrichtungen eher nicht 
geeignet ist. 
Frau Hartwig-Tiedt nahm sich 
für den Besuch und Erfahrungs-
austausch mehr als 2 Stunden 
Zeit und wir hoffen, eine Verän-
derung für die betroffenen Klien-
ten angeregt zu haben.   

Viola Knerndel 
Standort-
bereichs-

leiterin 

den Angeboten unserer Einrich-
tung. 
In der gemeinsamen Ge-
sprächsrunde ging es vorrangig 
um die Probleme der einzelnen 
Betroffenen, die unsere Einrich-
tung zur Beratung und Beglei-
tung aufsuchen. Dabei rückte 
die Zielgruppe, die ohne Hilfe 
weder Anträge noch deren Um-
setzung realisieren kann, jedoch 
auch nicht im Bereich SGB XII 
angesiedelt wird, in den Mittel-
punkt. Für diesen Personen-
kreis, der in Oberhavel auf ca. 
300 Menschen geschätzt wird, 
will die Arbeitsgruppe mit Frau 
Hartwig-Tiedt versuchen, eine 
langfristige, bis in den Ruhe-
stand reichende Förderung an-
zuschieben. Die Betroffenen 
leisten dann Tätigkeiten, die be-
gleitet und betreut werden, die 
auf ihre Fähigkeiten abgestimmt 
werden. 

Am 16.03.2017 fand der Regio-
naltag der LINKEN Branden-
burg in Oberhavel statt, bei dem 
die Staatssekretärin Frau A. 
Hartwig-Tiedt des MASGF auch 
unsere Einrichtung besuchte. 
Gemeinsam mit ihr kamen Herr 
Harald Pätzold, Bundestagsab-
geordneter der LINKEN; Frau 
Gerit Große, Landtagsabgeord-
nete der LINKEN, Frau Stefanie 
Rose, Kreisvorsitzende der LIN-
KEN sowie Frau Gabriele Man-
thei als Bereichsleiterin Nord, 
Frau Gabriele Krüger in Vertre-
tung des Vorstandes und Frau 
Viola Knerndel als Standortleite-
rin sowie die regionale und 
überregionale Presse.  
Mit einer Hausführung durch al-
le Projekte und Gespräche mit 
den Teilnehmern und ehrenamt-
lichen Helfern verschaffte die 
Staatssekretärin, Frau Hartwig-
Tiedt, sich einen Überblick von 

Jubilare 
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Bildungsschwerpunkte des ALV-Bildungswerkes 2017 

Jonglieren mit Zahlen 
Nicht jeder, der eine Job sucht, ist offiziell „arbeitslos“ - das hat auch mit Politik zu tun 

geformter politischer Begriff. 
...so sind sich auch Experten ei-
nig-ständige Gesetzesänderun-
gen haben dazu geführt, dass 
immer weniger Jobsucher im of-
fiziellen Sinne „arbeitslos“ sind. 
Denn „arbeitslos“ im Sinne des 
Gesetzes ist nur, wer „den Ver-
mittlungsbemühungen der 
Agentur für Arbeit zur Verfü-
gung steht“, … 
 
Artikel liegt dem Bildungs-
werk vor und kann ausgehän-
digt werden. 
 

Zitat aus der MAZ vom 01.02.2017 

...Und ist der von manchen ge-
priesene „Job-Boom“ am Ende 
gar keiner, sind die amtlichen 
Informationen nur die halbe 
Wahrheit? Zuletzt hat vor allem 
die Flüchtlingszuwanderung der 
beiden Vorjahre ein Schlaglicht 
auf diese Problematik gewor-
fen. Obwohl Flüchtlinge noch 
2015 zu Hunderttausenden 
nach Deutschland gekommen 
waren, tauchen bis Dezember 
2016 lediglich 175.000 Asylbe-
werber als „arbeitslos“ in der 
Bundesagentur-Statistik auf. 
„Arbeitssuchend“-für den Laien 
umgangssprachlich eigentlich 
kein Unterschied-aber waren 
zuletzt 425.000 Flüchtlinge. Tat-
sächlich ist „Arbeitslosigkeit“ 
keine naturgesetzliche Größe, 
sondern ein immer wieder neu 

Es ist sehr selten, dass sich die 
Medien mit den Zahlen der Agen-
tur für  Arbeit tiefer beschäftigen. 
Deshalb kann man die MAZ lo-
ben, so einen Artikel aufgenom-
men zu haben. In den Meldungen 
zu den Arbeitsmarktzahlen für Ja-
nuar wurden zugleich die Zahlen 
zur „Unterbeschäftigung“ genannt 
und erläutert. Bundesweit ist z. B. 
die Unterbeschäftigung um eine 
Million Frauen und Männer höher 
als die offiziellen Arbeitslosen 
(2,777 mill. Arbeitslose zu 3,73 
mill. Unterbeschäftigte). Also hof-
fen wir, dass mindestens die MAZ 
die Arbeitslosenzahlen kritischer 
hinterfragt.  
 

Prof. Dr. D. Fischer 
Stell. Vorsitzender Bildungswerk 

 
 

►„Authentische Rhetorik“ 
Inhalt unter anderem: Rhetorik 
in der Praxis; Mehr Selbst-
Bewusst-Sein; Mimik; Körper-

sprache; Stimme; aus dem 

Stehgreif 
Beginn: 10:00 Uhr 
(Tagesveranstaltung) 
Termin: 12.10.2017 
Ort: MGH Bestensee 
Leitung: J. Straubinger/  
G. Haberland (Schauspieler) 
 
Diese Maßnahmen werden ab  
einer Mindestteilnahme von 10 
Personen durchgeführt. Die ers-
ten Plätze sind bereits verge-
ben. Verbindliche Anmeldungen 
ab sofort beim ALV-
Bildungswerk.  
 

Yvonne Lindenberg 
Bildungskoordinatorin  

 

►Auffälliges Verhalten in der 
sozialen Arbeit 
Inhalt unter anderem: Erschei-
nungsformen; Voraussagen und 

Verläufe; Strategien des Um-

ganges; Prävention; sozialpä-

dagogische Methoden 
Beginn: 10:00 Uhr 
(2-Tagesveranstaltung) 
Termine: 25.09./26.09.2017 
Ort: MGH Bestensee 
Leitung: Dipl. Psych. G. Bringer 
►Kinderschutz 
Inhalt unter anderem: Familie 
und soziale Beziehungen; 

Grundlagen der Erziehung;  An-

zeichen von Kindeswohlgefähr-
dung; Prävention durch Aufklä-

rung 
Beginn: 10:00 Uhr 
(Tagesveranstaltung) 
Termin: 04.12.2017 
Ort: MGH Bestensee 
Leitung: Dipl. Psych. G. Bringer 
 

Liebe Kolleginnen und liebe 
Kollegen, mit viel Mühe und 
unter Berücksichtigung der an 
das ALV-Bildungswerk heran-
getragenen Vorschläge eventu-
eller Bildungsschwerpunkte bie-
ten wir  auch in diesem Jahr in-
teressante Themen zur Weiter-
bildung an. Alle Mitarbeiter des 
Arbeitslosenverbandes Bran-
denburg können folgende Ver-
anstaltungen kostenfrei besu-
chen: 
►Stressmanagement 
„Aktiv und dabei gelassen“ 
Inhalt unter anderem: Analyse; 

Bewältigung; Veränderungen 

durch alltagstaugliche Maßnah-
men; Burnout 
Beginn: 10:00 Uhr 
(Tagesveranstaltung)  
Termin: 02.05.2017 
Ort: MGH Bestensee 
Leitung: Dipl. Psych. G. Bringer  
 

In einer Zeit des raschen  wirtschaftlichen und  

technischen Wandels sind Bildung, Ausbildung und Fortbildung  

entscheidend.  
(Richard von Weizsächer) 
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Internationaler Aktionstag für gleiche Bezahlung von 
Frauen und Männern - der Equal Pay Day 

terschied weder in Branden-
burg noch im Landkreis Elbe-
Elster zu verzeichnen, son-
dern lediglich 6 Prozent im 
Bundesland Brandenburg. Das 
liegt sicher nicht daran, dass 
Frauen im Land Brandenburg 
besonders gut bezahlt werden, 
sondern zeigt lediglich, dass 
auch die Brandenburger Män-
ner nicht allzu gut bezahlt wer-
den. Trotzdem unsichere Jobs 
sind meist Frauensachen. Der 
Trend, dass insbesondere 
Teilzeitarbeit für Frauen zum 
normalen Alltag gehört, ist 
ungebrochen. Nach der Böck-
ler-Studie gab es im Kreis El-
be-Elster zuletzt 7.539 Teil-
zeit-Arbeitsnehmerinnen. Das 
sind 82 Prozent mehr als vor 
zehn Jahren. Die Wirtschaftli-
che Unabhängigkeit der Frau-
en ist eins der Kernthemen 
innerhalb der Gleichstellung. 
Teilzeitbeschäftigung, Leihar-
beitsverhältnisse und geringfü-
gige Beschäftigung  sind soge-
nannte „Atypische Beschäfti-
gungen“ und gehen oft mit 
prekärer Beschäftigung einher 
und sind dann nicht geeignet 
um auf Dauer den Lebensun-
terhalt zu sichern und die sozi-
ale Sicherung zu gewährleis-
ten. 

 

Inga-Karina Ackermann 
Landesvorsitzende 

und Handlungsbedarfe ermit-
telt. 

Der 18.März 2017 ist der In-
ternationaler Aktionstag für 
gleiche Bezahlung von 
Frauen und Männern - der 
Equal Pay Day.  

Er markiert symbolisch den 
geschlechtsspezifischen Ent-
geltunterschied, der laut Sta-
tistischem Bundesamt aktuell 
21 Prozent in Deutschland 
beträgt. Umgerechnet erge-
ben sich daraus 77 Tage. Das 
heißt wenn Männer und Frau-
en den gleichen Stundenlohn 
bekommen, dann steht der 
Equal Pay Day für den Tag, 
bis zu dem Frauen umsonst 
arbeiten, während Männer 
schon seit dem 1. Januar für 
ihre Arbeit bezahlt werden. 
Nun sind 21 Prozent Lohnun-

Besuch der Landesgleich-
stellungsbeauftragten Moni-
ka von der Lippe im Land-
kreis Elbe-Elster am 
16.03.2016 

Anlass ist eine von der Hans-
Böckler-Stiftung durchgeführte 
Studie, nach der im Landkreis 
sehr viele Frauen (10.524) in 
Teilzeit, Mini-Jobs oder Leih-
arbeit arbeiten. Beispielsweise 
beträgt der Anteil der weibli-
chen Teilzeitbeschäftigten 
42,1 % (im Vergleich: der An-
teil ihrer männlichen Kollegen 
beträgt nur 7,5 %). Insgesamt 
sind 75,8 % der atypisch Be-
schäftigten weiblich. Im bun-
desweiten Vergleich nimmt 
der Landkreis damit in Sachen 
Einkommen von Frauen eher 
einen der hinteren Plätze ein.  

In zwei Gesprächsrunden in 
unseren Einrichtungen in 
Herzberg und in Bad Lieben-
werda diskutierten unsere Mit-
glieder und erwerbstätige und 
nicht erwerbstätigen Frauen 
mit Vertretern des Jobcenters 
Elbe-Elster, Arbeitgebervertre-
ter_innen, Vertreter_innen des 
Paritätischen Wohlfahrtsver-
bands, Kommunalvertre-
ter_innen und Landtagsabge-
ordneten sowie mit der Lan-
desgleichstellungsbeauftragte
n zur in der o.g. Studie darge-
stellten Situation, Ursachen 
wurden hinterfragt, Unterstüt-
zungsmöglichkeiten erörtert 
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„Zwischen Wohlstand und Verarmung“ 
beitsmarktes. Auf dem Ar-
beitsmarkt besteht weiter-
hin ein Mangel an Stellen 
für „arbeitsmarktferne“ Per-
sonen. Sie sind nicht mehr 
am Erwerbsleben beteiligt 
und dauerhaft auf Transfer-
leistungen angewiesen. 

Kernforderungen der Lan-
desarmutskonferenz Bran-
denburg sind:  

die Zielstellung des SGB II 
auf den Prüfstand kommt 
und die Fixierung auf die 
Integrationsquote aufgeben 
wird. 

die unterschiedliche Aus-
gestaltung der Arbeitsför-
dermaßnahmen des SGB II 
und SBG III abgeschafft 
wird und eine Angleichung 
der Maßnahmen erfolgt. 

eine verbesserte Balance 
zwischen Fordern und För-
dern hergestellt wird und 
eine Reform des Sankti-
onsrechts stattfindet. 

öffentlich geförderte Be-
schäftigung als zentrales 
Mittel zur Bekämpfung der 
Langzeitarbeitslosigkeit be-
trachtet und eingesetzt 
wird. 

dauerhafte sozialversiche-
rungspflichtige Beschäfti-
gungsverhältnisse geschaf-
fen werden, die die Indivi-
dualität der Zielgruppen 
berücksichtigen und flexib-
le Arbeitsmodelle bieten. 

die Programme und För-
dermaßnahmen entbüro-
kratisiert werden, das Fall-
management ausgebaut 
wird und zielgruppenspezi-
fische, passgenaue Ange-
bote gemacht werden, die 
Arbeitsförderungsmaßnah-
men eng mit psychosozia-
len Angeboten und Ge-
sundheitsförderung verzah-
nen. 

die Stimme der Betroffenen 
gestärkt wird. 

ausreichend finanzielle Mit-
tel zur Verfügung gestellt 
werden, die eine planbare 
Kontinuität gewährleisten 

in prekären Erwerbssituati-
onen begleitend Sozialleis-
tungen beziehen müssen. 

Ja auch Menschen die 
Asyl beantragt haben. Jah-
relange Arbeitsverbote für 
AsylbewerberInnen oder 
jahrelange Illegalisierung 
erschweren den späteren 
Zugang zum Arbeitsmarkt. 

… 

Viele von ihnen leben am 
Rande des oder im Exis-
tenzminimum(s). Wer gibt 
diesen Menschen eine 
Chance? Welche Strategie 
brauchen wir um der Ein-
kommensarmut wirksam 
begegnen zu können? 
Welche gesellschaftspoliti-
schen Maßnahmen müs-
sen zur Stärkung sozialer 
Gerechtigkeit und zur Be-
kämpfung von Armut ergrif-
fen werden? 

Der Arbeitslosenverband in 
Brandenburg stellt sich der 
Diskussion und arbeitet 
seit vielen Jahren in landes
- und bundesweiten Netz-
werken um, insbesondere 
durch fachlich fundierte 
Forderungspapiere, Druck 
auf die politische Entschei-
dungsebene auszuüben.  

Der Arbeitslosenverband 
Deutschland, Landesver-
band Brandenburg e.V. ist 
Mitunterzeichner bzw. Un-
terstützer u.a. der Forde-
rungs- und Positionspapie-
re: 

„Brandenburg braucht Akti-
onsplan gegen Langzeitar-
beitslosigkeit!“ 

Auf dem regulären Arbeits-
markt besteht ein Un-
gleichgewicht. Einerseits 
muss die Erwerbsbeteili-
gung zur Sicherung des 
Arbeitskräftemangels in 
bestimmten Fachgebieten 
erhöht werden. Anderer-
seits bleibt vielen langzeit-
arbeitslosen Menschen die 
Teilhabe über Erwerbsar-
beit verwehrt, sie profitie-
ren kaum von den günsti-
gen Entwicklungen des Ar-

Die Arbeitslosenzahlen 
lassen jubeln. Ein 
„robuster“ Arbeitsmarkt 
sorgt auch in Brandenburg 
dafür, dass wir ein Plus an 
sozialversicherungspflichti-
ger Beschäftigung regist-
rieren können. Im Dezem-
ber 2016 verzeichneten wir 
eine offizielle Arbeitslosen-
quote von 7,5 Prozent 
(Männer = 8,1%; Frauen = 
6,9%) in Brandenburg. 
Dem Grunde nach eine tol-
le Sache, weniger Er-
werbslose und in einigen 
Branchen einen Fachkräf-
tebedarf Eine Top Arbeits-
losenquote verhindert aber 
den Blick auf diejenigen 
die am Rande der Gesell-
schaft stehen und weder 
begünstigt werden noch 
genügend Aufmerksamkeit 
erhalten. Da wären: 

Die Erwerbslosen, die in 
der sogenannten Unterbe-
schäftigung aus der Statis-
tik rausfallen.(Älter als 58, 
beziehen länger als ein 
JahrArbeitslosengeld I 
und/oder ALG II; Ein-Euro-
Jobber 
(Arbeitsgelegenheiten), 
Menschen in geförderten , 
Beschäftigungsphasen). 

Oder die Erwerbslosen die 
bereits ein Jahr oder län-
ger ohne Beschäftigung 
sind, im Gegensatz zur Ab-
nahme der Arbeitslosen 
insgesamt, verringerte sich 
ihre Anzahl nicht. Die 
Langzeitarbeitslosigkeit 
verharrte auf einem unver-
ändert hohen quantitativen 
Niveau. 

Oder die ältere Leistungs-
beziehenden, sie können 
mit dem 63. Geburtstag in 
die vorzeitige Rente ge-
drängt werden.  

Oder die Alleinerziehen-
den, deren Armutsrisiko 
deutlich höher ist als bei 
Paarbeziehungen, bundes-
weit leben 42 Prozent von 
ihnen in der Armutsfalle. 

Oder die „Aufstocker“ die 
oft über viele Jahre hinweg 
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Fortsetzung  
Die Anrechnung von Leis-
tungen beim Regelsatz im 
SGB II (Hartz IV) und bei 
der Grundsicherung im 
SGB XII z.B. beim Kinder-
geld führt zur Benachteili-
gung und sozialer Aus-
grenzung! 

80% aller Teilzeitbeschäf-
tigten sind Frauen - Der 
Niedriglohnsektor ist weil-
blich! 

Eine Entgeltgleichheit zwi-
schen Ost und West exis-
tiert nicht! 

Die Zahl der Beziehenden 
von Grundsicherungsleis-
tungen im Alter wächst! 

Ein flächendeckender, kos-
tengünstiger öffentlicher 
Nahverkehr fehlt! 

Die für die Gesundheitsvor-
sorge notwenigen Gelder 
sind bei der Berechnung 
der Sozialleistungen unzu-
reichend berücksichtigt!... 

Es gibt auf Bundesebene 
viel zu tun für eine gerech-
te Gesellschaft. Insbeson-
dere im Jahr der Bundes-
tagswahl sollten wir mit po-
tentiellen Abgeordneten 
des zu wählenden Bundes-
tages diskutieren und pro-
vokant nachfragen. Lassen 
wir uns dabei von Neidde-
batten und inhaltslose lee-
re Versprechungen nicht 
blenden.  

Der Vorstand des ALV in 
Brandenburg empfiehlt sei-
nen Mitgliedern ihr Wahl-
recht wahrzunehmen und 
ihre Stimmabgabe vorher 
gut zu prüfen!!! 

 
Inga-K. Ackermann 
Landesvorsitzende 

setzt, er schreibt Kinderar-
mut fest...  

Die Ungerechtigkeiten in 
der Familienförderung sind 
abzubauen. 
Das Kindergeld als Förder-
leistung wird im SGB-II-
Leistungsbezug mit dem 
Sozialgeld vollständig ver-
rechnet. Daher gehen Kin-
dergelderhöhungen an in 
Armut lebenden Kindern 
und Jugendlichen vorbei… 

Leistungen müssen einfa-
cher gestaltet und für die 
Berechtigten leichter zu-
gänglich sein. 
Die unterschiedlichen An-
trags- und Verrechnungs-
regelungen für verschiede-
ne Leistungen, die sich auf 
dasselbe Kind beziehen, 
sind nur schwer nachvoll-
ziehbar, erschweren den 
Familien die Nutzung der 
Leistungen erheblich und 
konterkarieren die eigentli-
che Zielsetzung der Famili-
enförderung…“ 

Jede Stimme zählt! Die Pe-
tition kann unter dem fol-
genden Link von Einzelper-
sonen unterzeichnet wer-
den:  
https://weact.campact.de/
p/kinderarmutbekaempfen 

Problemlagen die uns be-
wegen: 

Noch immer wird Armut in-
dividualisiert und als 
selbstverschuldet angese-
hen! 

Bei der Regelsatzberech-
nung sind über Jahre hin-
weg aus den ermittelten 
Bedarfspositionen unsach-
gemäß Abzüge vollzogen 
worden. Von einer Berech-
nung realitätsgerechter Re-
gelsätze und armutsfester 
Sozialleistungen sind wir 
weit entfernt! 

Sanktionen werden als ge-
eignetes, notwendiges Mit-
tel zur Integration von SGB 
II – Leistungsempfängern 
(Hartz IV) in den Arbeits-
markt angesehen! 

und zielgerichtete mittel- 
und langfristige Program-
me in der individuellen Be-
treuung und öffentlich ge-
förderten Beschäftigung er-
möglichen. 

die regionale Zusammen-
arbeit gestärkt wird, sowohl 
zwischen den Ämtern als 
auch zwischen Ämtern, 
Trägern, Wirtschaft und Ar-
beitsverwaltung, um so be-
darfsgerechte Angebote si-
cherstellen zu können. 

Arbeitsmarktpolitische Be-
schäftigungsförderung hat 
ihren Wert. Sie gewährleis-
tet Teilhabe von Personen, 
die auf nicht geförderte Ar-
beitsplätze kaum Chancen 
haben. Sie ist gesellschaft-
lich und menschenrechtlich 
betrachtet notwendig, um 
dem dauerhaften Aus-
schluss von Arbeitsuchen-
den aus dem Erwerbsle-
ben entgegen zu wirken. 

Drei Schritte gegen Kinder-
armut – Forderungen zur 
Bundestagswahl 

Jedes Kind ist gleich viel 
wert! Generell gilt Kinder 
sind arm, weil die Eltern 
arm sind! Nur wenn die Si-
tuation der Eltern verbes-
sert wird, verbessert sich 
auch die Situation der Kin-
der. 

Auszug aus dem vom Ar-
beitslosenverband in Bran-
denburg mitgezeichneten 
Forderungspapier: „Keine 
Ausreden mehr: Armut von 
Kindern und Jugendlichen 
endlich bekämpfen!  

 „…Wir fordern drei konkre-
te Schritte, um die materi-
elle Situation von armen 
Kindern und Jugendlichen 
zu verbessern: 

Das soziokulturelle Exis-
tenzminimum von Kindern 
und Jugendlichen muss 
transparent und realistisch 
ermittelt und zuverlässig 
gewährleistet werden. 
Der Bedarf, der im Regel-
satz für Kinder festgelegt 
wird, ist zu gering ange-


